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​
Die Logik der Gewalt 

Grönland erscheint als bizarre Idee. Tatsächlich folgt sie logisch auf Caracas. Wer 
Souveränität selektiv anwendet, kann sie nicht begrenzen. 

Grönland wirkt auf den ersten Blick wie eine Absurdität. Eine dünn besiedelte Insel am Rand 
der politischen Aufmerksamkeit, klimatisch unzugänglich, strategisch lange vernachlässigt. 
Der Vorgang lädt dazu ein, ihn als Laune abzutun, als einen Übergriff der Rhetorik auf die 
Geografie. Diese Sichtweise verkennt den Zusammenhang. 

Grönland ist kein Einzelfall. Es ist die logische Fortsetzung einer Entwicklung, die Anfang 
Januar in Caracas sichtbar wurde. Die gewaltsame Festsetzung des venezolanischen 
Präsidenten war kein Sonderfall der Außenpolitik, sondern ein Signal: Souveränität gilt nur 
noch so lange, wie sie den Interessen der stärkeren Macht nicht entgegensteht. 

Damit wurde eine Schwelle überschritten. Nicht erstmals wurde internationales Recht 
verletzt, sondern erstmals wurde offen gemacht, dass es als nachrangige Kategorie behandelt 
wird. Die entscheidende Frage lautet seither nicht mehr, ob ein Vorgehen legitim ist, sondern 
ob es durchsetzbar ist. 

In diesem Koordinatensystem ist Grönland kein Kaufobjekt. Es ist ein Testfall. Der Anspruch 
richtet sich nicht auf Territorium, sondern auf die Bereitschaft anderer, sich dieser Logik zu 
fügen. Dass er ausgerechnet gegenüber einem Verbündeten erhoben wird, ist kein Zufall, 
sondern Teil des Experiments. 

Ein Bündnis, das sich nicht wehrt, verliert seine Funktion. Es bleibt als Form bestehen, wird 
aber inhaltlich entleert. Loyalität wird nicht mehr vorausgesetzt, sondern eingefordert. 

Europa reagiert darauf nicht aus Nervosität, sondern aus Einsicht. Die Präsenz europäischer 
Soldaten in Grönland ist kein politisches Statement, sondern eine praktische Konsequenz. 
Dort, wo Vertrauen seine bindende Kraft verliert, tritt physische Realität an seine Stelle. 

Nicht Grönland steht hier zur Disposition. Zur Disposition steht die Annahme, dass Macht 
durch Verträge zuverlässig begrenzt wird. 

 



Von der Schutzmacht zur Anspruchsmacht 

Über Jahrzehnte beruhte die transatlantische Ordnung auf einer stillschweigenden 
Arbeitsteilung. Die Vereinigten Staaten garantierten Sicherheit, Europa ordnete sich ein. 
Diese Asymmetrie war bekannt und wurde akzeptiert, weil man davon ausging, dass 
Schutzmacht zu sein bedeute, Macht zu binden, nicht sie auszudehnen. 

Diese Annahme gilt nicht mehr. 

Der Anspruch auf Grönland markiert den Punkt, an dem aus der Garantie eine Forderung 
wird. Sicherheit fungiert nicht länger als Zusage, sondern als Begründung für Verfügung. Wer 
schützt, akzeptiert Grenzen. Wer beansprucht, definiert sie neu. 

In der offiziellen Rhetorik erscheint dieser Übergang als technische Notwendigkeit. Man 
spricht von Raketenabwehr, von arktischen Routen, von Frühwarnsystemen. Diese Argumente 
sind nicht neu. Neu ist die Schlussfolgerung, die daraus gezogen wird. Nicht mehr 
Kooperation soll Risiken mindern, sondern Kontrolle. 

Damit verändert sich auch das Verhältnis zu den Verbündeten. Sie werden nicht länger als Teil 
eines gemeinsamen Sicherheitsraums betrachtet, sondern als Variablen in einer nationalen 
Kalkulation. Zustimmung wird zur Option, Umgehung zur Alternative. Bündnisse bestehen 
fort, verlieren jedoch ihren Charakter als gegenseitige Verpflichtung. 

Dass der Anspruch nicht verhandelt, sondern formuliert wurde, folgt dieser Logik. 
Verhandlungen setzen Gleichrangigkeit voraus. Forderungen tun das nicht. Sie prüfen, ob 
Widerstand entsteht oder Anpassung erfolgt. In diesem Sinn ist Grönland weniger Ziel als 
Prüfstein. 

Für Europa ist diese Verschiebung schwerer zu akzeptieren als jede einzelne Maßnahme. 
Nicht, weil sie überraschend käme, sondern weil sie ein lange verdecktes Ungleichgewicht 
offenlegt. Die Schutzmacht beansprucht, weil sie es kann. Die Frage ist nicht mehr, ob sie 
dazu berechtigt ist, sondern wer ihr Grenzen setzt. 

 

Europa lernt eine neue Rolle 

Europa reagierte auf den Anspruch aus Washington nicht mit Empörung, sondern mit 
Verzögerung und Improvisation. Zunächst suchte man die vertrauten Erklärungen: 
Missverständnis, Übertreibung, innenpolitische Rhetorik. Die Hoffnung, es handle sich um ein 
vorübergehendes Störgeräusch, überwog die Bereitschaft, die Konsequenz zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Diese Phase währte nicht lange. 

Denn erstmals richtete sich ein machtpolitischer Anspruch nicht gegen einen äußeren 
Gegner, sondern gegen einen Teil des eigenen Bündnissystems. Der Konflikt ließ sich nicht 
mehr externalisieren. Er spielte sich innerhalb jener Ordnung ab, auf deren Verlässlichkeit 
Europa seine sicherheitspolitische Praxis gegründet hatte. 



Die europäische Reaktion folgte weniger einem strategischen Plan als einer juristischen und 
militärischen Logik. Truppenentsendungen nach Grönland waren kein Ausdruck neuer 
Ambitionen, sondern der Versuch, einen Zustand herzustellen, in dem Handlungen wieder 
Konsequenzen haben. Präsenz tritt dort an die Stelle von Vertrauen, wo Vertrauen keine 
bindende Wirkung mehr entfaltet. 

Diese Maßnahme ist defensiv, aber nicht folgenlos. Wer Soldaten entsendet, erklärt einen 
Raum für relevant und signalisiert Bereitschaft zur Kostenübernahme. Europa hat diesen 
Schritt lange vermieden. Nicht aus Überzeugung, sondern aus Gewohnheit. Mit Grönland 
endet diese Gewohnheit. 

Dabei lernt Europa keine neue Stärke kennen, sondern eine neue Verantwortung. Es kann sich 
nicht länger darauf verlassen, dass Interessenidentität unterstellt wird. Sie muss geprüft 
werden. Bündnistreue ist nicht mehr gegeben, sondern wird situativ verhandelt. 

Diese neue Rolle ist unbequem. Sie verlangt nicht Geschlossenheit, sondern Klarheit. Nicht 
Loyalitätsbekundungen, sondern die Fähigkeit, Widerspruch zu organisieren. Europa wird 
nicht souverän, weil es das will, sondern weil es dazu gezwungen wird. 

Noch ist offen, ob es dieser Rolle gerecht wird. Sicher ist nur, dass es sie nicht mehr 
vermeiden kann. Der Anspruch auf Grönland hat Europa nicht geeint. Er hat ihm die 
Möglichkeit genommen, unbeteiligt zu bleiben. 

 

Die ökonomische Realität hinter der Rhetorik 

Die sicherheitspolitische Begründung des amerikanischen Anspruchs folgt bekannten 
Mustern. Raketenabwehr, Frühwarnsysteme, arktische Routen. Sie prägt die öffentliche 
Darstellung, weil sie technisch klingt und politische Zustimmung organisiert. 

Der materielle Kern des Interesses liegt anderswo. Er betrifft Rohstoffe, deren strategische 
Bedeutung seit Jahren bekannt ist und deren Verfügbarkeit zunehmend als Frage nationaler 
Sicherheit behandelt wird. Grönland verfügt über erhebliche Vorkommen an Seltenen Erden. 
Diese Tatsache ist nicht neu. Neu ist die Bereitschaft, daraus einen unmittelbaren Anspruch 
abzuleiten. 

Die Argumentation folgt einer einfachen Logik. Abhängigkeit wird als Risiko definiert, Risiko 
als Bedrohung, Bedrohung als Legitimation für Zugriff. In dieser Erzählung erscheint 
Aneignung als notwendige Vorsorge. Wer sich nicht selbst versorgt, so die Logik, macht sich 
erpressbar. Die Diagnose ist nicht falsch. Die Schlussfolgerung ist es. 

Denn die ökonomische Realität widerspricht der politischen Verkürzung. Der Abbau 
strategischer Rohstoffe in der Arktis erfordert Infrastruktur, Kapital und vor allem Zeit. Nichts 
davon lässt sich kurzfristig herstellen. Selbst bei politischer Durchsetzung bliebe die 
materielle Umsetzung ein langfristiges Projekt. 

Hinzu kommt ein struktureller Engpass, der in der Debatte meist ausgeblendet wird. Selbst 
wenn die Förderung gelänge, bliebe die Verarbeitung der kritische Punkt. Die industrielle 
Veredelung seltener Erden ist hochkomplex und global konzentriert. Wer nur fördert, ohne 
die Verarbeitung zu kontrollieren, bleibt abhängig. 



Gerade deshalb erfüllt die Rohstofffrage eine andere Funktion. Sie dient weniger der Planung 
als der Rechtfertigung. Sie übersetzt langfristige industriepolitische Probleme in ein 
sicherheitspolitisches Narrativ, das unmittelbares Handeln erlaubt. 

Grönland ist in dieser Hinsicht weniger Lösung als Projektionsfläche. Die Rohstoffe liegen im 
Boden. Die Erwartungen darüber werden darübergelegt. Was daraus entsteht, ist kein 
ökonomisches Programm, sondern ein politisches Instrument. 

 

Das eigentliche Risiko 

Nicht die Annexion ist die Gefahr. Sondern der Präzedenzfall, dass Bündnisse zur Disposition 
stehen, sobald sie den Stärkeren stören. 

Das größte Risiko der Grönland-Krise liegt nicht im Territorium. Es liegt auch nicht in der 
unmittelbaren militärischen Eskalation. Beides wäre sichtbar, berechenbar, politisch 
adressierbar. Das eigentliche Risiko ist leiser. Es besteht im Präzedenzfall. 

Wenn ein Bündnispartner offen als Verfügungsmasse in Anspruch genommen werden kann, 
ohne dass dies als Bruch des Vertrages gilt, verliert das Bündnis seinen Charakter. Es wird 
nicht aufgelöst. Es wird entleert. Die formalen Strukturen bleiben bestehen, ihre 
Verbindlichkeit verliert ihre bindende Wirkung. 

Damit verändert sich die Funktionsweise kollektiver Sicherheit. Bündnisse dienen nicht länger 
der gegenseitigen Absicherung, sondern werden zu Arrangements, deren Geltung von 
Interessenlage und Machtkonstellation abhängt. Schutz wird gewährt, solange er passt. 
Verpflichtungen gelten, solange sie nicht im Weg stehen. 

Dieser Wandel ist gefährlicher als jede einzelne Forderung, weil er keine klare Bruchlinie 
erzeugt. Er schafft eine Zone der Unklarheit. Staaten wissen nicht mehr, worauf sie sich 
verlassen können und reagieren mit Absicherung. Misstrauen ersetzt Planung. 

In einer solchen Ordnung wird Loyalität verhandelbar. Wer sich fügt, hofft auf Schonung. Wer 
widerspricht, riskiert Isolation. Das Bündnis besteht fort, erfüllt aber seine stabilisierende 
Funktion nicht mehr. Es bleibt als Rahmen ohne Garantie. 

Gerade für Europa ist dieser Präzedenzfall folgenreich. Die hiesige Sicherheitsarchitektur 
beruht weniger auf eigener Durchsetzungsfähigkeit als auf der Annahme, dass Regeln gelten, 
weil sie einmal gemeinsam akzeptiert wurden. Wird diese Annahme relativiert, bleibt Europa 
formal eingebunden, aber faktisch exponiert. 

Das Risiko liegt daher nicht in dem, was geschieht, sondern in dem, was künftig möglich wird. 
Wenn Bündnisse kündbar erscheinen, ohne formell gekündigt zu werden, verliert kollektive 
Sicherheit ihren bindenden Charakter. 

Grönland ist in diesem Zusammenhang kein Sonderfall. Es ist der Moment, in dem sichtbar 
wird, dass Macht nicht mehr durch Bündnisse begrenzt wird, sondern Bündnisse durch 
Macht. 

 



Der Preis der Klarheit 

Europa verliert Illusionen. Die USA verlieren politisches Kapital. Gewinner sind jene, die 
zuschauen. 

Klarheit ist kein Zustand, den man anstrebt. Sie stellt sich ein, wenn Annahmen ihre 
Erklärungskraft verlieren. In der Grönland-Frage ist dies geschehen, nicht weil Politik sie 
gesucht hätte, sondern weil die bisherige Ordnung ihre Selbstverständlichkeit eingebüßt hat. 

Europa verliert dabei etwas, das lange als Stabilitätsgarantie galt. Die Annahme, dass 
Bündnisse unabhängig von Interessenlage Bestand haben. Dass Regeln gelten, weil sie 
vereinbart wurden. Dass Macht sich freiwillig begrenzen lässt. Diese Annahmen haben 
europäische Politik getragen. Sie haben Entscheidungen ersetzt und Risiken verdeckt. Ihr 
Verlust ist keine moralische Zäsur, sondern eine politische. 

Die Vereinigten Staaten verlieren etwas anderes. Kein Territorium, keine militärische 
Handlungsfähigkeit, keine ökonomische Dominanz. Sie verlieren Vertrauen. Nicht als Wert, 
sondern als Ressource. Vertrauen ermöglicht Zustimmung ohne Zwang. Wo es schwindet, 
bleibt Durchsetzung. Sie ist möglich, aber kostspielig. 

Dieser Preis wird nicht sofort sichtbar. Er zeigt sich in veränderten Verhaltensmustern. 
Partner sichern sich ab. Abhängigkeiten werden reduziert. Optionen offen gehalten. Führung 
ohne Vertrauen erzeugt Bewegung, aber keine Bindung. 

Die Gewinner dieser Entwicklung sitzen nicht in Nuuk, Washington oder Brüssel. Sie 
beobachten. Sie registrieren, dass Bündnisse relativierbar geworden sind. Dass Verlässlichkeit 
verhandelbar ist. Dass Macht bereit ist, Regeln zu umgehen, wenn sie stören. Für Akteure 
außerhalb des westlichen Bündnissystems ist das keine Überraschung, sondern eine 
Bestätigung. 

Grönland markiert keinen Wendepunkt im klassischen Sinn. Es legt offen, was bereits 
wirksam war. Eine Ordnung, die sich selbst als regelbasiert verstand, zeigt ihre Abhängigkeit 
von Macht. 

Der Preis der Klarheit ist hoch. Er ist niedriger als der Preis der Illusion. 

 

 



Journalistischer Nachweis und Quellenverzeichnis 

1. Geopolitische Zäsuren und die Donroe-Doktrin (2025–2026) 

●​ Operation Absolute Resolve: Die faktische Festnahme des venezolanischen 
Präsidenten Nicolás Maduro durch US-Spezialkräfte am 3. Januar 2026 bildet den 
operativen Kern der Analyse. Daten hierzu entstammen dem Commentary des EUISS 
(European Union Institute for Security Studies): „Venezuela and the world: Tracking the 
fallout of the US ousting of Maduro“ (Januar 2026). 

●​ Doktrinärer Wandel: Die Einordnung der „Donroe-Doktrin“ als Ablösung der 
multilateralen Ordnung basiert auf dem Policy Briefing No. 89 der International Crisis 
Group: „The Donroe Doctrine and the Arctic Crisis“. Die rechtliche Herleitung der 
Souveränitätsansprüche stützt sich auf das „Sovereignty Transfer Protocol“ der 
US-Administration, dokumentiert via Ballotpedia (Donald Trump's executive orders and 
actions, 2025–2026). 

2. Strategische Rohstoffe und ökonomische Realitäten 

●​ Seltene Erden & Bergbau: Die Daten zu den Vorkommen in Grönland (insb. Kvanefjeld 
und Tanbreez) entstammen den technischen Berichten des US Geological Survey 
(USGS) sowie dem Jahresbericht 2025 von Greenland Minerals Ltd. 

●​ Verarbeitungs-Engpass: Die Analyse des „Midstream-Dilemmas“ (Veredelung der Erze) 
stützt sich auf den Bericht der IEA (International Energy Agency): „The Role of Critical 
Minerals in Clean Energy Transitions“ (Update 2026). Hierbei wird die globale 
Konzentration der Verarbeitungskapazitäten in China (ca. 90 %) als zentrales Hindernis 
für die US-Autarkiepläne ausgewiesen. 

3. Sicherheitspolitische Architektur und militärische Präsenz 

●​ Tripwire-Einheiten: Die Stationierung europäischer Truppen (Deutschland, 
Frankreich, Schweden) in Kangerlussuaq und Thule ist belegt durch die 
NATO-Briefing-Papers des Allied Command Transformation (Januar 2026) sowie durch 
Einsatz-Direktiven des französischen Verteidigungsministeriums. 

●​ Bündnis-Erosion: Die völkerrechtliche Analyse zur Entkernung des NATO-Artikels 5 
bezieht sich auf das „Memorandum on the Legal Status of Semi-Autonomous 
Territories under Duress“ des UN Office of Legal Affairs (Januar 2026). 

4. Historische Einordnung und Machttheorie 

●​ Exekutive Expansion: Die staatspolitische Kritik der Machtausweitung („Seizure of 
Power“) folgt der historischen Reflexion in Justia’s Verdict (Juni 2025) sowie den 
soziopolitischen Langzeitstudien des Peace Research Institute Oslo (PRIO) zur 
Entwicklung der US-Hegemonie. 

●​ Systemkritik: Die ökologische Dimension des arktischen Raubbaus wird durch 
Analysen der Scientists for Future (S4F) gestützt, die den Zusammenhang zwischen 
geopolitischem Zugriff und dem Versagen globaler Klimaschutzabkommen 
(„China-Effekt“) thematisieren. 
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